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Jahresbericht 2012 
der Geschäftsprüfungskommissionen und  
der Geschäftsprüfungsdelegation der eidgenössischen Räte 

 
vom 24. Januar 2013 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir unterbreiten Ihnen gestützt auf Artikel 55 des Bundesgesetzes vom 
13. Dezember 2002 über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG; 
SR 171.10) den Bericht über die Tätigkeit der Geschäftsprüfungskommissionen und 
der Geschäftsprüfungsdelegation im Jahr 2012 und bitten Sie, davon Kenntnis zu 
nehmen. 

Dieser Bericht gibt Auskunft über die wichtigsten während des Berichtsjahrs 
vorgenommenen Kontrollen sowie über ihre Ergebnisse und die daraus zu ziehenden 
Lehren. Ein besonderes Augenmerk gilt auch den Folgen, die den Empfehlungen der 
Kommissionen und der Delegation gegeben wurden. 

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Damen und Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung. 

24. Januar 2013 Im Namen der Geschäftsprüfungskommissionen 
der eidgenössischen Räte 

 Der Präsident der GPK-N: 
Ruedi Lustenberger, Nationalrat 

Der Präsident der GPK-S: 
Paul Niederberger, Ständerat 
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Bericht 

4  Staatsschutz und Nachrichtendienste 

 
4.2 Zwanzig Jahre Geschäftsprüfungsdelegation 

Die nach den beiden Parlamentarischen Untersuchungskommissionen (PUK) von 
1989 und 1990 gebildete Geschäftsprüfungsdelegation trat am 4. März 1992 zum 
ersten Mal zusammen. Anlässlich ihres 20. Geburtstags beschloss die Delegation, 
sich ihre Anfänge in Erinnerung zu rufen. Sie nahm zu diesem Zweck auch Einblick 
in die Protokolle der ersten Sitzungen. Auf den folgenden Seiten findet sich ein 
Überblick über die Umstände der Bildung der Delegation und ihre ersten Geschäfte.  

Anlässlich dieses Jubiläums sprachen die Berichterstatter der GPDel in der Früh-
jahrssession 2012 vor ihren Kolleginnen und Kollegen im Ständerat und Nationalrat 
über die Geschichte und die Bedeutung der Delegation für die parlamentarische 
Oberaufsicht.1 Ausserdem trafen sich im Juni ein halbes Dutzend ehemalige und die 
amtierenden Mitglieder der GPDel zu einem gemeinsamen Essen. 

 
4.2.1 Die Bildung der Delegation 

Die mit der Abklärung der Vorkommnisse im EJPD beauftragte PUK, welche nach 
dem Rücktritt von Bundesrätin Elisabeth Kopp im Jahre 1989 eingesetzt worden 
war, ging mit den Strafverfolgungsbehörden des Bundes streng ins Gericht: Die 
Bundesanwaltschaft sei im Kampf gegen die Geldwäscherei und gegen das 
organisierte Verbrechen zu nachlässig gewesen, wogegen die damalige 
Bundespolizei vor dem Hintergrund eines verzerrten und überholten 
Bedrohungsbildes und unter Missachtung der persönlichen Freiheiten vorbeugend 
Hunderttausende von Bürgerinnen und Bürgern fichiert habe. Die PUK EJPD kam 
in ihrem Bericht vom November 19892 zum Schluss, eine «Mitursache [liege] 
gewiss auch darin, dass diese Bereiche von den politisch verantwortlichen Behörden 
nicht genügend beaufsichtigt und kontrolliert wurden, und dass das Parlament die 
gesetzlichen Mittel für eine Kontrolle gar nicht zur Verfügung hat»3. 

Die Kommission beantragte deshalb mit einer parlamentarischen Initiative (Pa. Iv. 
89.243), dass die GPK in besonderen Fällen eine gemeinsame Delegation 
bestimmen können, die das Recht hat, geheime Akten einzusehen und Beamte 
einzuvernehmen, die der Amtsverschwiegenheit oder der militärischen 
Geheimhaltungspflicht unterliegen. Der Bundesrat stellte sich vehement gegen 
diesen Vorschlag. Seiner Meinung nach hätte eine solche Delegation gegenüber der 
gesamten Bundesverwaltung Befugnisse, die denen eines Untersuchungsrichters 
ähnlich seien, was «ein erheblicher Eingriff in die schweizerische Form der 

  

1  AB N 2012 264 und AB S 2012 231 
2  Vorkommnisse im EJPD, Bericht der PUK vom 22. Nov. 1989 (BBl 1990 637) 
3  Ibid. (BBl 1990 637, 870) 
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Gewaltenteilung [wäre]».4 Das Parlament hatte dafür kein Gehör und sprach sich 
über alle Fraktionen hinweg für diese Initiative aus. In der Debatte zum Bericht der 
PUK EJPD versuchte Kommissionspräsident Moritz Leuenberger, die 
Befürchtungen des Bundesrates zu zerstreuen: Es gehe weder darum, eine ständige 
PUK einzusetzen noch darum, dauernd in Verwaltungsangelegenheiten 
herumzuschnüffeln, sondern einzig darum, dem Parlament die Wahrnehmung seiner 
Oberaufsicht zu ermöglichen.5 Gleichwohl wurde in Bezug auf das Verhältnis 
zwischen Legislative und Exekutive insofern ein Paradigmenwechsel vollzogen, als 
gemäss dieser Initiative künftig das Parlament das letzte Wort haben sollte, wenn es 
um die Einsicht in geheime Dokumente geht. 

Kaum waren die Untersuchungen der PUK EJPD abgeschlossen, setzte das 
Parlament im März 1990 eine weitere Parlamentarische Untersuchungskommission 
ein, diesmal zur Untersuchung der Vorkommnisse im Eidgenössischen 
Militärdepartement (EMD), d. h. seiner Geheimorganisationen, Nachrichtendienste 
und Personenkarteien. Die PUK EMD brachte namentlich zwei 
Geheimorganisationen zu Tage: die P-26, eine geheime Widerstandsorganisation für 
den Fall einer sowjetischen Invasion, und den ausserordentlichen Nachrichtendienst 
P-27. Beide Organisationen waren weder der Armee noch der Verwaltung unterstellt 
und operierten ausserhalb jeglicher politischen Kontrolle.6 Die 
Untersuchungskommission sah deshalb eine zusätzliche Notwendigkeit, die 
parlamentarische Oberaufsicht zu verstärken und forderte in einer zweiten 
parlamentarischen Initiative erneut, eine ständige Delegation zu bilden, welche die 
Oberaufsicht über jene Tätigkeiten der Verwaltung wahrnimmt, die einer 
besonderen Geheimhaltungspflicht unterliegen. Man stellte sich eine 
«Sicherheitsdelegation» vor, die nicht den GPK, sondern direkt der 
Bundesversammlung unterstehen sollte. 

In seiner Stellungnahme zum Bericht der PUK EMD7 zeigte sich der Bundesrat 
diesmal weniger ablehnend. Er stimmte der Bildung einer solchen Delegation zu, 
bestand aber aus Sorge um die Wahrung der Geheimhaltung darauf, dass diese nicht 
grösser als die Finanzdelegation sein dürfe. In den anschliessenden 
parlamentarischen Debatten äusserten sich gewisse Ratsmitglieder skeptisch zur 
Bildung eines ständigen Organs mit ausserordentlichen, einer PUK vergleichbaren 
Befugnissen, und sahen darin einen Versuch zur Einsetzung eines «politischen 
Gerichts».8 Der Initiative wurde indessen in der Wintersession 1990 in beiden Räten 
mit grosser Mehrheit Folge gegeben. 

Gleichzeitig legte die mit der Umsetzung der parlamentarischen Initiative der PUK 
EJPD beauftragte Ad-hoc-Kommission des Ständerates ihren Bericht vor. Aus 
Angst, zwei Kategorien von GPK-Mitgliedern zu schaffen, war in diesem Bericht 
nicht mehr die Rede von einer Delegation, sondern lediglich vom Ausbau der 
allgemeinen Informationsrechte der GPK. Der Entwurf sah somit vor, dass die GPK 
«mit einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder auch dann 
Akten von Bundesbehörden (sollen) herausverlangen können, wenn der Bundesrat 

  

4  Vorkommnisse im EJPD, Stellungnahme des Bundesrates zum Bericht der PUK vom 4. 
Dez. 1989 (BBl 1990 879, 893) 

5  AB N 1989 2046 
6  Vorkommnisse im EMD, Bericht vom 17. Nov. 1990 der PUK EMD (BBl 1990 1293) 
7  Vorkommnisse von grosser Tragweite im EMD, Stellungnahme des Bundesrates zum 

Bericht der PUK EMD vom 23. Nov. 1990 (BBl 1990 1585) 
8  AB S 1990 921 
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das Amtsgeheimnis nicht aufheben will. Im gleichen Verfahren sollen die 
Geschäftsprüfungskommissionen Beamte des Bundes und Privatpersonen als 
Zeugen befragen können».9 Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme an seiner 
Position fest und sprach sich gegen eine generelle Ausweitung der Kompetenzen der 
GPK, d. h. ohne Einschränkungen mit Bezug auf deren Anwendungsbereich, aus. Er 
hielt dieses Vorhaben für verfassungswidrig und gab zu bedenken, dass die 
Möglichkeit der Geschäftsprüfungskommissionen, sich Dokumente des 
Vorverfahrens von Bundesratsgeschäften offenlegen zu lassen, das 
Kollegialitätsprinzip und die Regierungsfunktion gefährden würde.10  

Angesichts der Unnachgiebigkeit des Bundesrates und der inzwischen von der PUK 
EMD eingereichten parlamentarischen Initiative machte die Kommission des 
Ständerates reinen Tisch, liess ihren ersten Entwurf fallen und schlug einen typisch 
schweizerischen Kompromiss vor: Analog zur FinDel sollte eine Delegation der 
GPK mit erweiterten Rechten die Oberaufsicht über den Bereich der 
Nachrichtendienste und des Staatsschutzes ausüben. Sie sollte zudem von den GPK 
auch mit Untersuchungen in anderen Verwaltungsbereichen beauftragt werden 
können, wenn zwei Drittel der GPK-Mitglieder dies beschliessen. Auf Wunsch des 
Bundesrates wurden verschiedene Einschränkungen der Befugnisse der Delegation 
vorgesehen: So sollte sie keine Akten herausfordern können, die der 
Meinungsbildung des Bundesrates dienen; zudem sollte der Bundesrat für 
Meldungen ausländischer Behörden den Quellenschutz vorbehalten können. 

Das Parlament beriet den Entwurf zum neuen Artikel 47quinquies des 
Geschäftsverkehrsgesetzes (GVG)11 in der Herbstsession 1991. Obschon 
verschiedene Ratsmitglieder befürchteten, dass hier ein Instrument zur 
«permanenten Inquisition»12 eingeführt und die Exekutive geschwächt werde, fand 
die Vorlage der ständerätlichen Kommission breite Unterstützung. Das Eintreten 
blieb unbestritten. Auch wenn beide Räte dem Entwurf in seinen Grundzügen ohne 
Änderungen zustimmten, gab insbesondere die Möglichkeit der Delegation, 
Privatpersonen und kantonale Beamte als Zeugen einzuvernehmen, zu Diskussionen 
Anlass. In der ersten Lesung strich der Ständerat diesen Passus. Ständerat Hans 
Danioth, ein künftiges Mitglied der Delegation, war der Meinung, diese Möglichkeit 
ebne den Weg für eine «Parajustiz» und mache aus Parlamentariern «Amateur-
Sherlock-Holmes».13 In den Augen des Nationalrates aber war es für die 
Glaubwürdigkeit der Untersuchungen der künftigen Delegation unerlässlich, dass sie 
gegenüber verschiedenen Personenkategorien die gleichen Informationsrechte 
geltend machen kann. Um die Gesetzesrevision so rasch wie möglich unter Dach 
und Fach zu bringen, beantragten die zuständigen Kommissionen einen weiteren 
Kompromiss: Privatpersonen sollten als Zeugen, Kantonsbeamte hingegen nur als 
Auskunftspersonen befragt werden können. Am 13. Dezember 1991 wurde die 
Vorlage von beiden Räten in der Schlussabstimmung einstimmig angenommen. 

  

9  Bildung einer Delegation, Bericht der Kommission des Ständerates vom 12. Dez. 1990 
(BBl 1991 1034) 

10  Bildung einer Delegation, Pa. Iv. der GPK, Stellungnahme des Bundesrates vom 20. Febr. 
1991 (BBl 1991 1467) 

11  Bundesgesetz über den Geschäftsverkehr der Bundesversammlung sowie über die Form, 
die Bekanntmachung und das Inkrafttreten ihrer Erlasse vom 23. März 1962 (AS 1992 
641; BBl 1991 I 1034 1467) 

12  AB S 1991 468 
13  AB S 1991 466 
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4.2.2 Die Organisation des neuen Organs 

Gemäss dem neuen Artikel 47quinquies GVG ordneten die GPK-N und die GPK-S je 
drei Mitglieder in die neue Delegation ab. Die konstituierende Sitzung fand am 
4. März 1992 statt. Die Delegation setzte sich zusammen aus zwei ehemaligen 
Mitgliedern der PUK EMD, d. h. deren Vize-Präsident, dem Tessiner 
Sozialdemokrat und Nationalrat Werner Carobbio, und SVP-Ständerat Bernhard 
Seiler, sowie aus CVP-Ständerat Hans Danioth, FDP-Ständerat Robert Bühler und 
dem Luzerner FDP-Nationalrat Karl Tschuppert. Letzterer wurde aufgrund seiner 
Erfahrungen als Berichterstatter des mit der Nachkontrolle zur PUK EMD 
beauftragten GPK-Ausschusses «Nachrichtendienste und Abwehr» zum 
Delegationspräsidenten ernannt; Nationalrat Hans Meier von der Grünen Partei 
vertrat die Nichtregierungsparteien. Diese Zusammensetzung widerspiegelte die 
vom Gesetzgeber angestrebte Ausgewogenheit des neuen Organs: Es sollte 
möglichst klein sein, um die Geheimhaltung wahren zu können, und gleichzeitig 
sollten darin möglichst viele politische Kräfte und mindestens eine 
Nichtregierungspartei vertreten sein. Von dieser Regel ist die Delegation seit 
nunmehr 20 Jahren nicht abgewichen. 

Als Erstes erarbeitete die Delegation ein Leitbild, um die Vorgaben der neuen 
Rechtsgrundlage zu präzisieren und den Rahmen dieser für das Schweizer Parlament 
neuen Tätigkeit zu definieren. 

Im Frühjahr 1992 legte die Delegation den Vorstehern des EJPD und des EMD ihren 
ersten Entwurf des Leitbildes zur Konsultation vor. In ihrer Stellungnahme machten 
die beiden Departementsvorsteher geltend, dass nur das Gesetz massgebend und 
deshalb jegliche Vereinbarung zwischen dem Bundesrat und der Delegation unnötig 
sei. Der Bundesrat hatte zwar die Bildung der Delegation diplomatisch begrüsst, 
zeigte aber mit dieser Haltung, dass er gegenüber dem neuen Organ noch sehr 
skeptisch war. Die GPDel wollte jedoch, dass das Leitbild von beiden Seiten 
akzeptiert wurde, um so eine Unité de doctrine zu schaffen und einen konstruktiven 
Dialog zu fördern. In diesem Dokument, das die Grenze zwischen 
Regierungsverantwortung und parlamentarischer Oberaufsicht abstecken sollte, gab 
v. a. die Umschreibung des Auftrags der Delegation Anlass zu Diskussionen. Die 
Delegation schlug eine funktionale Umschreibung des gesetzlichen Auftrags vor und 
verstand unter dem Begriff «Staatsschutz» «alle präventiven und repressiven 
Tätigkeiten des Bundes (…), die zum Zweck haben, die ‚innere Sicherheit‘ der 
Schweiz zu gewährleisten. Darunter fallen insbesondere die Bekämpfung des 
Terrorismus, des gewalttätigen Extremismus, des organisierten Verbrechens und des 
verbotenen Nachrichtendienstes».14 Unter «Nachrichtendienste» verstand die 
Delegation das Sammeln und Auswerten von Informationen, um mit deren Hilfe die 
‚äussere Sicherheit‘ der Schweiz zu gewährleisten. Demgegenüber bevorzugte der 
Bundesrat eine organisatorische Umschreibung, bei der die Dienste bezeichnet 
werden, welche dieser Kontrolle unterstehen. Die Delegation ergänzte deshalb ihr 
Leitbild entsprechend. Demnach sollte das Augenmerk ihrer Kontrolltätigkeit v. a. 
dem Polizeidienst der Bundesanwaltschaft gelten, daneben aber auch den 
verschiedenen Nachrichtendiensten der Armee und allenfalls dem Politischen 
Sekretariat im EDA, den Zentralstellendiensten der Bundesanwaltschaft sowie allen 

  

14  Leitbild der GPDel vom 12. Aug. 1992 (BBl 1993 297) 
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anderen Dienststellen, die im Bereich Nachrichtendienst und Staatsschutz tätig 
werden. 

Ein weiterer wichtiger Punkt war, dass die Delegation sich nicht auf nachträgliche 
Kontrollen beschränken, sondern auch fortlaufend und unaufgefordert über die 
wichtigsten Entwicklungen und möglichen Probleme informiert werden wollte. 
Deshalb wurden regelmässige Treffen mit den zuständigen Departementsvorstehern 
und Leitern der betroffenen Dienststellen vorgesehen. Die Delegationsmitglieder 
hofften, auf diese Weise weiteren Staatsaffären vorbeugen und die Glaubwürdigkeit 
der Geheimdienste wiederherstellen zu können. Wie Nationalrat Karl Tschuppert im 
Juni 1993 gegenüber dem Ratsplenum ausführte, dürfte sich der Aufwand für dieses 
neue Organ lohnen, wenn damit das Vertrauen des Bürgers in die politischen 
Institutionen und in das rechtsstaatliche Handeln im innersten Geheimbereich des 
Staates wiedergewonnen werden könne.15  

 
4.2.3 Die ersten Fälle 

Im August 1992 stattete die Delegation ihren ersten Dienststellenbesuch ab, und 
zwar in den Örtlichkeiten des Staatsschutzes, der damals noch in der 
Bundesanwaltschaft angesiedelt war. Im sogenannten «Fichenraum» stellten ihre 
Mitglieder fest, dass bei der Bundespolizei auch nach den Interventionen der beiden 
parlamentarischen Untersuchungskommissionen immer noch eine flächendeckende 
Fichierungstätigkeit möglich war. So hatte diese in weniger als zwei Jahren 27 000 
Fichen angelegt, davon rund 19 000 über arabische Staatsbürger, die erfasst wurden, 
nachdem der Irak Kuwait besetzt hatte. Das EJPD befürchtete damals, dass der 
Golfkrieg auch in der Schweiz Auswirkungen haben könnte. Dabei wurden 
allerdings auch zahlreiche Personen erfasst, die an bewilligten Kundgebungen und 
Versammlungen teilgenommen hatten. Die Erfassung von Informationen über die 
Ausübung der verfassungsmässigen Rechte war jedoch nur dann zulässig, wenn 
Hinweise auf Gewaltextremismus vorlagen. Die «Araberkartei» wurde deshalb in 
der Folge wieder «ausgemistet». 

1993 besuchte die Delegation erstmals eine kantonale Staatsschutzstelle. Der Besuch 
galt dem sogenannten Spezialdienst des Kantons Luzern, der nach der «Fichen»-
Affäre von fünf auf drei Mitarbeitende verkleinert worden war. Die Delegation traf 
dabei nicht nur den zuständigen Regierungsrat, sondern auch eine siebenköpfige 
Delegation der GPK des Luzerner Grossen Rates, welche bereits die parlamentari-
sche Aufsicht über den kantonalen Staatsschutz ausübte. 

Zu den Besuchen vor Ort und den ordentlichen Geschäften gesellten sich sehr bald 
die ersten Affären. Im Frühling 1993 leitete die Delegation die erste formelle 
Inspektion ein, und zwar über den Pilotenaustausch zwischen der Schweiz und 
Südafrika in den Achtzigerjahren, in einer Zeit also, als das Regime dieses Landes 
von der internationalen Staatengemeinschaft geächtet wurde. Da der militärische 
Nachrichtendienst in diese Angelegenheit verwickelt war, war es Sache der 
Delegation, diese Vorkommnisse auszuleuchten. In ihrem Inspektionsbericht vom 
28. September 199316 stellte sie keine gravierenden Mängel fest, warf dem 

  

15  AB N 1993 1199 
16  Der Pilotenaustausch mit Südafrika, Bericht über die Abklärungen der GPDel vom 28. 

Sept. 1993 (BBl 1994 100) 
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militärischen Nachrichtendienst aber vor, nicht imstande gewesen zu sein, die 
politischen und die militärischen Interessen jener Zeit richtig gegeneinander 
abzuwägen. 

Kaum war diese Untersuchung abgeschlossen, musste sich die Delegation mit dem 
Uran-Fund auf der Autobahnraststätte Kemptthal befassen: Eine Person, die als 
«Informationsquelle» von Divisionär Peter Regli, Unterstabschef des militärischen 
Nachrichtendienstes und Protagonist beim Pilotenaustausch mit Südafrika, fungierte, 
hatte dort nach Rücksprache mit Regli rund 10 kg radioaktives Material deponiert, 
um es darauf von der Kantonspolizei Zürich sicherstellen zu lassen. Die 
Beziehungen des schweizerischen Nachrichtendienstes mit Südafrika zur Zeit des 
Apartheid-Regimes und die zentrale Rolle, die dabei Divisionär Regli spielte, sollte 
zwischen 1999 und 2003 weiterhin Gegenstand vertiefter Untersuchungen der 
Delegation bilden. Sie legte insgesamt vier Berichte zu diesem Thema vor.17 

Anlässlich ihrer Untersuchung des Pilotenaustauschs mit Südafrika musste sich die 
Delegation erstmals mit der Anwendbarkeit des Schutzes ausländischer Quellen 
befassen, die potenziell im Konflikt mit ihrem parlamentarischen 
Oberaufsichtsauftrag steht. Natürlich sah Artikel 47quinquies des GVG vor, dass der 
Bundesrat bei Meldungen ausländischer Amtsstellen den Quellenschutz geltend 
machen kann, aber die Delegation hielt es für inakzeptabel, dass ihr unter Berufung 
auf diese Bestimmung zentrale Informationen vorenthalten wurden und verlangte 
vom zuständigen Departementsvorsteher eine Klärung in dieser Angelegenheit. 
Inzwischen ist im revidierten Artikel 169 BV verankert, dass der Delegation keine 
Geheimhaltungspflichten entgegengehalten werden können. Seither gilt auch für die 
Aufnahme von regelmässigen Kontakten mit ausländischen Nachrichtendiensten das 
Primat der Politik; diese müssen vom Bundesrat bewilligt werden und unterstehen 
vollumfänglich der Oberaufsicht durch die Delegation. 

 
4.2.4 Der «Geheimbereich» des Staates als Aufgabengebiet der 

GPDel 

Die Oberaufsichtsaufgaben der Delegation waren gemäss Artikel 47quinquies GVG und 
später Artikel 53 des Parlamentsgesetzes (ParlG) eher restriktiv gehalten und 
beschränkten sich auf die Bereiche des Staatsschutzes und der Nachrichtendienste. 
Zwar konnten die GPK die Delegation mit weiteren Aufträgen betrauen, doch blieb 
ein solches Vorgehen die Ausnahme. 

Die parlamentarische Initiative «Präzisierung der Informationsrechte der Aufsichts-
kommissionen»,18 die von den beiden Kammern im Juni 2011 einstimmig ange-
nommen wurde, führte zu einer Ausweitung von Artikel 53 ParlG und somit zu einer 
Anpassung an die in den Jahren zuvor entwickelte Praxis. In ihrer Botschaft erklärte 

  

17  Der Pilotenaustausch mit Südafrika, Bericht über die Abklärungen der GPDel vom 28. 
Sept. 1993 (BBl 1994 100). Beziehungen zu Südafrika: Rolle des Schweizer 
Nachrichtendienstes, Bericht der GPDel vom 12. Nov. 1999 (BBl 2000 563). Trainings 
von Militärpiloten im Ausland im Zeitraum 1993-2000: Schlussbericht der GPDel vom 
14. Nov. 2000 (im BBl nicht veröffentlicht, auf www.parlament.ch verfügbar). 
Untersuchung über die Kontakte des Schweizer Nachrichtendienstes zu Südafrika zur Zeit 
des Apartheidregimes, Bericht der GPDel vom 18. Aug. 2003 (BBl 2004 2267). 

18  Pa.Iv. GPK-S «Präzisierung der Informationsrechte der Aufsichtskommissionen» vom 
26. Febr. 2011 (10.404) 
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die GPK-S: «Die Tätigkeit der Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) ist […] nicht 
nur auf die Kontrolle der Tätigkeit von Organen des Staatsschutzes und der Nach-
richtendienste im engeren Sinne begrenzt. Sie befasst sich regelmässig auch mit den 
weiteren Bereichen der inneren und äusseren Sicherheit sowie einzelfallweise mit 
Vorkommnissen, die ausserhalb des herkömmlichen Sicherheitsbereichs den Lan-
desinteressen schweren Schaden zufügen können».19 

Im Fall der diplomatischen Krise mit Libyen beschloss die Delegation zum Beispiel, 
die Pläne zur Exfiltration der Geiseln durch eine Sondereinheit der Schweizer Ar-
mee zu untersuchen, und zwar nicht, weil es sich um Tätigkeiten im Bereich des 
Staatsschutzes und der Nachrichtendienste handelte, was ja nicht der Fall war, 
sondern weil es hier um sensible Informationen aus dem Geheimbereich des Staates 
ging. Der Bundesrat stellte die Berechtigung der Delegation, auch in diesem Bereich 
ihre Aufsichtsfunktion wahrzunehmen, im Übrigen nicht in Frage. 

Das heisst – und so ist es heute denn auch in Artikel 53 ParlG geregelt –, dass sich 
der Aufsichtsbereich der Delegation auf alle Angelegenheiten erstreckt, die der 
Geheimhaltung unterliegen. Genau dies verlangte die PUK EMD bereits vor über 20 
Jahren, als sie in ihrer parlamentarischen Initiative die Schaffung einer Delegation 
forderte, welche die Oberaufsicht «über Tätigkeiten der Verwaltung, die einer be-
sonderen Geheimhaltungspflicht unterliegen»,20 wahrnehmen sollte. Es brauchte 
also nahezu zwei Jahrzehnte, um die verschiedenen Bestrebungen des Parlaments in 
Richtung einer systematischen Oberaufsicht über die sensiblen Bereiche des Staates 
auf einer gesetzlichen Basis zu konkretisieren. 

 

  

19  Präzisierung der Informationsrechte der Aufsichtskommissionen, Bericht der GPK-S vom 
3. Dez. 2010 (BBl 2011 1817) 

20  Vorkommnisse im EMD, Bericht der PUK EMD vom 17. Nov. 1990 (BBl 1990 1293, 
1578) 


